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1. Praktische Bedeutung des VbVG
Mit Inkrafttreten des VbVG am 1. 1. 2006 wurde –
veranlasst durch internationale Vorgaben – die
Verantwortlichkeit und Sanktionierung von
Verbänden für Straftaten von Entscheidungs-
trägern und Mitarbeitern des Verbandes in das
gerichtliche Kriminalstrafrecht implementiert.1
Bereits der Gesetzwerdungsprozess hin zu
einem eigenständigen Unternehmensstrafrecht
wurde von zahlreichen Diskussionen und
schwerwiegenden Bedenken seitens der Lehre,
Justiz und Wirtschaft begleitet.2 Insbesondere
die Verfassungsmäßigkeit des VbVG war – auch
noch nach seinem Inkrafttreten – heftig umstrit-
ten.3 Der VfGH hat diesen Bedenken gegen die
Verfassungsmäßigkeit der Verbandsverant-
wortlichkeit – unter Verneinung der Geltung
des allgemeinen Schuldprinzips in Bezug auf ju-
ristische Personen – nunmehr aber eine Absage
erteilt,4 womit die jahrelang geführten Diskussi-
onen (zumindest vorerst) wohl ein Ende haben
dürften. Damit ist 11 Jahre nach Einführung der
strafrechtlichen Verantwortlichkeit für Ver-
bände das VbVG aus der österreichischen
Rechtsordnung und der justiziellen Tätigkeit
nicht mehr wegzudenken. Darüber mag auch
der Umstand nicht hinwegtäuschen, dass die
Anzahl der Verfahrenserledigungen nach dem
VbVG bei den StA und Gerichten verglichen
mit der Gesamtanzahl an Verfahrenserledigun-
gen im Bereich des Individualstrafrechts nach
wie vor gering ist.5

Dass neben der Verfolgung der „Täter“ aber
zunehmend auch jene der Verbände in den Fo-

kus der Ermittlungen rückt, zeigt sich an den
kontinuierlich steigenden Verfahrenserledigun-
gen der StA im Zusammenhang mit dem VbVG,
die seit 2009 stark zugenommen haben; allein im
Jahr 2015 war erstmals ein (leichter) Rückgang
zu beobachten. Dass es sich dabei um eine dau-
erhafte Kehrtwende handelt, erscheint aber
mehr als fraglich. Hatte es im Jahr 2009 lediglich
eine einzige Enderledigung durch die StA (sons-
tige Erledigung) gegeben, betrug die Anzahl der
Verfahrenserledigungen 2010: 21, 2011: 59,
2012: 88, 2013: 121 und 2014: 158. 2015 sank die
Anzahl der Enderledigungen auf 127. Zugleich
verringerte sich auch die Anzahl der Strafan-
träge und Anklagen von 17,7 % im Jahr 2014 auf
11,9 % im Jahr 2015. Wurde 2009 noch kein
Verfahren von der StA mittels Strafantrag oder
Anklage erledigt, waren es 2010: 6, 2011: 12,
2012: 15, 2013: 15, 2014: 30 und 2015 schließlich
18. Die Anzahl der Einstellungen blieb auch
2015 mit 65 Erledigungen im Verhältnis zur Di-
version (2015: 1) und den Strafanträgen/Ankla-
gen (2015: 18) weiterhin unverändert hoch.6 Da-
mit spielt die Diversion im Bereich des VbVG –
im Unterschied zum Individualstrafrecht – in
der Praxis der StA faktisch nach wie vor keine
Rolle.

Bei einer Gesamtbetrachtung von Bezirks-
und Landesgerichten zeigt sich, dass die Anzahl
der Verfahrenserledigungen von 2014 auf 2015
nahezu gleich geblieben ist. In absoluten Zahlen
ausgedrückt, betrugen die Enderledigungen der
Bezirks- und Landesgerichte 2009: 7, 2010: 3;
2011: 18, 2012: 19, 2013: 20, 2014: 31 und im
Jahr 2015 ebenfalls 31. Verurteilungen gab es
2009: 3, 2010: 1, 2011: 4, 2012: 5, 2013: 8, 2014:
11 und 2015: 8, Freisprüche 2009: 1, 2010: 1,
2011: 6, 2012: 12, 2013: 3, 2014: 8 und 2015: 12.
Die darüber hinausgehenden Verfahren wurden
eingestellt, diversionell erledigt oder einer sons-
tigen Erledigung zugeführt.7 Auffällig ist, dass
auch bei der gerichtlichen Verfahrenserledigung
der Diversion im Bereich des VbVG (2013: 4,
2014: 5, 2015: keine) nur eine sehr untergeord-
nete Bedeutung zukommt.

Wenngleich die oben genannten Erledi-
gungszahlen den Eindruck vermitteln, die straf-
rechtliche Haftung von Verbänden wäre von
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1 BGBl I 2005/151.
2 Vgl Zeder, Das österreichische Unternehmensstrafrecht

(VbVG) – Konzept und erste Erfahrung, AnwBl 2013,
415 mwN und die weiteren Nachweise in FN 11.

3 Vgl Herbst/Wess, Das VbVG und die verfassungsrecht-
liche Zulässigkeit der strafrechtlichen Verantwortlich-
keit juristischer Personen, ZWF 2015, 118; Holzinger/
Moringer, Zur Frage der Verfassungswidrigkeit des
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, ÖJZ 2015, 403; Le-
wisch, Verbandsverantwortlichkeit und Verfassungs-
recht, in Lewisch (Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht und Or-
ganverantwortlichkeit. Jahrbuch 16 (2016) 89.

4 VfGH 2. 12. 2016, G 497/2015, G 679/2015; siehe Dori-
gatti/Schmieder, Anm zu VfGH 2. 12. 2016, G 497/2015,
G 679/2015, ZWF 2017, 20; Rabl, Anm zu VfGH 2. 12.
2016, G 497/2015, G 679/2015, ecolex 2017, 121.

5 BMJ, Sicherheitsbericht 2015 – Bericht über die Tätig-
keit der Strafjustiz, 31 ff, http://www.bmi.gv.at/cms/
BMI_Service/SIB_2015/SiB_2015_Endfassung_BMJ.pdf
(Zugriff am 27. 2. 2017).

6 BMJ, Sicherheitsbericht 2015, 31 f.
7 BMJ, Sicherheitsbericht 2015, 33.
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wenig praktischer Relevanz, dürfen folgende
Aspekte nicht außer Acht gelassen werden: Das
VbVG ist ein vergleichsweise junges Gesetz,
dessen Anwendungsbereich erst schrittweise ge-
klärt werden musste; von Beginn an bestanden
(auch von Seiten der Strafverfolgungsbehör-
den)8 gegen die Verbandsverantwortlichkeit
grundsätzliche Bedenken und war mit der Er-
weiterung des Strafverfahrens auf Verbände ein
erheblicher Mehraufwand verbunden, der unter
Berücksichtigung der Belastungssituation der
Strafverfolgungsbehörden und im Hinblick auf
die erreichbare Sanktion von den Behörden als
nicht gerechtfertigt erachtet werden könnte.9
Hinzu kommt, dass das VbVG aufgrund des
Rückwirkungsverbots nur auf jene Sachverhalte
anzuwenden ist, die nach dessen Inkrafttreten
verwirklicht wurden. Es ist daher gerade bei um-
fangreichen Wirtschaftsstrafsachen aufgrund
der regelmäßig langen Verfahrensdauer damit
zu rechnen, dass sich deren Verfahrenserledi-
gungen erst in den kommenden Jahren in der
Kriminalstatistik wiederfinden werden.

Im VbVG steht zwar die Verbandsgeldbuße
als Sanktion im Fall einer Verbandsverantwort-
lichkeit im Vordergrund, für den Verband sind
aber oftmals andere, außerstrafrechtliche Fol-
gen einer Verurteilung nach dem VbVG
schwerwiegender. Dabei ist zu unterscheiden
zwischen (Rechts-)Folgen, die in anderen Mate-
riengesetzen geregelt sind, und außergesetzli-
chen (insb Compliance-relevanten) Folgewir-
kungen.

Die nachfolgende Abhandlung soll einen
Überblick über die wichtigsten Sanktionen und
Nebenfolgen geben, die mit einer Verurteilung
nach dem VbVG verbunden sein können. Auf-
grund der vielfältigen Rechtsmaterien kann
diese Übersicht aber keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit erheben.

2. Die Verbandsgeldbuße nach § 4 
VbVG

2.1. Verhängung von Strafen über 
Verbände

Unmittelbare und wohl auch bekannteste Folge
einer Verurteilung nach dem VbVG ist die Ver-
bandsgeldbuße nach § 4 VbVG. Ob im konkre-
ten Fall eine Verbandsgeldbuße verhängt wer-
den kann, richtet sich danach, ob der Verband
nach den in § 3 VbVG festgelegten Vorausset-
zungen „verantwortlich“ ist (das Gesetz selbst
vermeidet die Bezeichnung „Verbands-
schuld“).10 Dass sie vom Gesetzgeber bewusst

nicht als „Verbandsstrafe“ bezeichnet wurde, ist
im Hinblick auf die zum Zeitpunkt der Einfüh-
rung des VbVG im Jahr 2006 geführten Diskus-
sionen, ob ein Unternehmen oder Verband
„schuldhaft“ handeln und daher überhaupt Ad-
ressat einer „Strafe“ sein könne, nachvollzieh-
bar.11

Bei einer inhaltlichen Beurteilung der Ver-
bandsgeldbuße kann die Bezeichnung als „Geld-
buße“ aber nicht über den Charakter als
„Strafe“12 hinwegtäuschen: Die Verbandsgeld-
buße stellt unzweifelhaft eine gezielte Übelszu-
fügung dar, mit der ein an diesen Verband ge-
richteter Tadel (sozialethische Missbilligung)13

ausgesprochen wird. Durch ihre repressive Ziel-
setzung (Ahndung einer in der Vergangenheit
liegenden Zuwiderhandlung) wirkt sie spezial-
und generalpräventiv.14

2.2. Bemessung der Verbandsgeldbuße
Die Verbandsgeldbuße gem § 4 VbVG ist in An-
lehnung an die Geldstrafe des StGB nach dem
Tagessatzsystem ausgestaltet. Die Anzahl der Ta-
gessätze orientiert sich dabei an der Höhe jener
Strafdrohung, die das Delikt vorsieht, an den die
Verbandsverantwortlichkeit (nach den Regeln
des § 3 VbVG) anknüpft.15 So sind für die mit le-
benslanger oder Freiheitsstrafe bis zu 20 Jahren
bedrohten Taten 180 Tagessätze vorgesehen; für
Straftaten, die mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr bedroht sind, 40 Tagessätze. Zur Bemessung
im Einzelfall hat das Gericht – gleich wie im In-

8 Vgl Zeder, AnwBl 2013, 415 (418).
9 Vgl näher bei Zeder, AnwBl 2013, 415 (418); zum Sank-

tionensystem des VbVG siehe Pkt 2.1.
10 Hilf/Zeder in WK StGB2, § 4 VbVG Rz 1; Wess, Ver-

bandsverantwortlichkeit – Anspruch und Wirklich-
keit, ÖZW 2015, 131 (135); krit Sautner, Grundlagen
und Herausforderungen der strafrechtlichen Verant-
wortlichkeit juristischer Personen in Österreich, ÖJZ
2012, 546 (550): „Durch Vermeidung des Begriffs der
Strafe wird die Problematik der Schuld, die für eine sol-
che von Nöten wäre, umgangen.“

11 Vgl zB Heine, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit
von Unternehmen: internationale Entwicklung – natio-
nale Konsequenzen, ÖJZ 1996, 211; Lewisch/Parker,
Strafbarkeit der juristischen Person? (2001) 137 ff;
Löschnig-Gspandl, Zur Bestrafung von juristischen Per-
sonen, ÖJZ 2002, 241; Löschnig-Gspandl, Die Strafbar-
keit von Unternehmen, StPdG 2003, 187; Moos, Die
Strafbarkeit juristischer Personen und der Schuld-
grundsatz, RZ 2004, 98; Moos in SbgK StGB, § 4
Rz 37 ff; Venier, Eine Alternative zu einem Strafverfah-
ren gegen juristische Personen, ÖJZ 2002, 718; Zeder,
Ein Strafrecht juristischer Personen: Grundzüge einer
Regelung in Österreich, ÖJZ 2001, 630.

12 Einen Strafcharakter der Verbandsgeldbuße bejahen
auch einige Stellungnahmen in der Lit: Grafl/Schmol-
ler, Gutachten zu den Verhandlungen des 19. Österrei-
chischen Juristentages 2015, 139; Holzinger/Moringer,
ÖJZ 2015, 403 (405); Sautner, ÖJZ 2012, 546 (550);
Schmoller, Strafe ohne Schuld, RZ 2008, 8 (10 f); Stei-
ninger, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz. Kommen-
tar (2006) Vorbem Rz 6 f; wohl auch Boller, Die straf-
rechtliche Verantwortlichkeit von Verbänden nach
dem VbVG (2007) 211 („strafähnliche Rechtsfolge“).
Moos hingegen sieht in der Geldbuße für Verbände
eine „dritte Spur“ im Kriminalrecht, sie sei daher auch
eine andere Sanktion als Strafe, Moos in SbgK StGB, § 4
Rz 50 ff; nach Lässig ist die Verbandsgeldbuße eben-
falls keine Strafe, sondern eine „Sanktion anderer Art“
ohne „moralischen Einschlag“, Lässig in WK StGB2, § 6
FinStrG Rz 2.

13 Von einer mit der Verhängung einer Verbandsgeld-
buße verbundenen sozialethischen Missbilligung spre-
chen bereits die Mat zum VbVG: 994 BlgNR 22. GP, 24
mit Verweis ua auf Moos, RZ 2004, 98 (103 f); siehe
dazu auch Hilf/Zeder in WK StGB2, § 4 VbVG Rz 1.

14 McAllister, Die Kartellgeldbuße (2017) 81 f.
15 Hilf/Zeder in WK StGB2, § 4 VbVG Rz 2 f; Sautner, ÖJZ

2012, 546 (550); Steininger, Verbandsverantwortlich-
keitsgesetz. Lehrbuch (2006) Kap 6 Rz 2.
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dividualstrafrecht (vgl §§ 32 ff StGB) – Erschwe-
rungs- und Milderungsgründe gegeneinander
abzuwägen.16 In § 5 Abs 2 und 3 VbVG werden
verbandsspezifische Erschwerungs- bzw Milde-
rungsgründe demonstrativ aufgezählt; erschwe-
rend zu werten ist etwa, je höher der aus der
Straftat vom Verband erlangte Vorteil ist (Abs 2
Z 2), mildernd sind hingegen zB Vorkehrungen
zur Verhinderung solcher Straftaten (Abs 3 Z 1;
damit werden insb bereits implementierte Com-
pliance-Systeme angesprochen) und der Um-
stand, dass die Tat bereits gewichtige rechtliche
Nachteile für den Verband oder seine Eigentü-
mer nach sich gezogen hat (Abs 3 Z 6).

Die Höhe des einzelnen Tagessatzes richtet
sich – ebenfalls in Anlehnung an die Geldstrafe
im Individualtäterstrafrecht – an die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit des Verbandes, konkret
nach dessen Ertragslage. Angeknüpft wird dabei
an den Gewinn des Verbandes, wobei die Höhe
des Tagessatzes mit einem Betrag von 10.000 €
gedeckelt ist. Insgesamt kann daher maximal
eine Verbandsstrafe von 1,8 Mio € (180 Ta-
gessätze mal 10.000 €) verhängt werden.17 Eine
solche Deckelung gibt es für die Verbandsgeld-
buße nach dem FinStrG im Übrigen nicht.

Dieser bei 1,8 Mio € gesetzlich festgelegte
Maximalbetrag der Verbandsgeldbuße er-
scheint insb mit Blick auf die vom österreichi-
schen Kartellgericht verhängten Kartellgeldbu-
ßen nach § 29 KartG gering.18 Dieser Eindruck
verstärkt sich vor allem, wenn man bedenkt,
dass die mit Kartellgeldbuße geahndeten
Rechtsverstöße gerade nicht als „kriminalstraf-
rechtlich“ eingeordnet werden.19 Es ist daher aus
Sicht des Gesetzgebers wenig konsequent, die
aus Sicht eines Verbandes/Unternehmens
„schwersten“ Rechtsverstöße, nämlich jene von
durch Entscheidungsträger bzw Mitarbeiter zu-
gunsten des Verbandes oder unter Verletzung
von Verbandspflichten begangenen Straftaten,
milder zu sanktionieren als durch Unternehmen
verwirklichte Rechtsverstöße außerhalb des Kri-
minalstrafrechts.

2.3. Bedingte Nachsicht, Weisungen & 
Diversion

Die Verbandsgeldbuße kann ebenso wie die
Geld- oder Freiheitsstrafe des StGB unter den

Voraussetzungen des § 6 VbVG bedingt bzw
teilbedingt nachgesehen werden. Obligatorisch
ist bei einer (teil)bedingten Nachsicht die Wei-
sung zur Schadenswiedergutmachung „nach
Kräften“, dh es muss keine vollständige Wieder-
gutmachung erfolgen (etwa wenn es die Finanz-
lage des Verbandes nicht zulässt), im Gegenzug
darf das Opfer aber nicht mehr als den zivil-
rechtlich zustehenden Schadenersatz erhalten.20

Für diese Weisung bedarf es keiner Zustim-
mung des Verbandes, er ist daher grundsätzlich
zur Schadensgutmachung verpflichtet. Zusätz-
lich können dem Verband (aber nur mit dessen
Zustimmung) weitere Weisungen zur Durch-
führung bestimmter (technischer, organisatori-
scher, personeller) Maßnahmen erteilt werden,
mit dem Zweck, die Begehung von zukünftigen
Straftaten hintanzuhalten.

Als Maßnahmen in Betracht kommen zB
(vermehrte) Mitarbeiterschulungen oder die
Implementierung bzw Verbesserung von Auf-
sichts- und Kontrolleinrichtungen.21

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des
§ 198 StPO (insb der hinreichend geklärte Sach-
verhalt sowie die Zustimmung des Verbandes)
ist auch im Verbandsstrafverfahren ein diversi-
onelles Vorgehen möglich. In Betracht kommt
neben der Bestimmung einer Probezeit und der
Erbringung gemeinnütziger Leistungen (zB die
entgeltliche Herstellung und Lieferung von
Hilfsgütern)22 insb die Zahlung eines Geldbetra-
ges, mit der der Bund im Übrigen allein im Jahr
2015 rund 186.244,20 € an Einnahmen verzeich-
net hat.23 Der Tatausgleich iSd § 204 StPO ist für
eine Diversion bei Verbänden ungeeignet – er
ist speziell auf natürliche Personen zugeschnit-
ten.24

3. Nebenfolgen einer gerichtlichen 
Verurteilung nach dem VbVG

Die Verurteilung eines Individualstraftäters be-
deutet für diesen nicht nur die Verhängung
einer Geld- oder Freiheitsstrafe, sondern uU
auch eine Vielzahl weiterer (möglicher) Konse-
quenzen wie etwa der Ausschluss vom Recht zur
Ausübung eines Gewerbes (vgl § 13 GewO), von
der Verleihung der österreichischen Staatsbür-
gerschaft (vgl § 10 StaatsbürgerschaftsG) oder
die Verweigerung der Berechtigung zum Führen
von Schusswaffen (vgl §§ 20 ff WaffG).25 Würde
die jeweilige Folge ex lege wegen der strafge-16 Hilf/Zeder in WK StGB2, § 5 VbVG Rz 1; Steininger,

Lehrbuch VbVG, Kap 6 Rz 4.
17 Hilf/Zeder in WK StGB2, § 4 VbVG Rz 6, 8 ff; Steininger,

VbVG, § 4 Rz 9; Urbanek, Verbandsverantwortlichkeit:
Die Strafbarkeit von Unternehmen und Verbänden in
Österreich – ein Erfolgsmodell? in Kert/Kodek (Hrsg),
Handbuch Wirtschaftsstrafrecht (2016) Rz 2.104.

18 Krit auch Wess, ÖZW 2015, 131 (139).
19 Durch die Kartellgesetz-Novelle 2001 (BGBl I 2002/62)

wurde das Kartellrecht entkriminalisiert, die gerichtli-
chen Strafbestimmungen des KartG 1988 wurden auf-
gehoben, an ihre Stelle traten – in Anlehnung an das
geltende EU-Wettbewerbsrecht – über Unternehmen
zu verhängende „Geldbußen“ (nunmehr in § 29 KartG
2005 geregelt); zu dieser Entwicklung im Sanktionenbe-
reich des Kartellrechts siehe McAllister, Die Kartell-
geldbuße, 12 ff.

20 Steininger, VbVG, § 8 Rz 8; Hilf/Zeder in WK StGB2, § 8
VbVG Rz 4.

21 Schroll in WK StGB2, § 51 Rz 47; Steininger, VbVG, § 8
Rz 13 ff; Hilf/Zeder in WK StGB2, § 8 VbVG Rz 5.

22 Hilf, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz (2006) § 19
Anm 4; Hilf/Zeder in WK StGB2, § 19 VbVG Rz 11; fer-
ner Steininger, Lehrbuch VbVG, Kap 7 Rz 15.

23 BMJ, Sicherheitsbericht 2015, 96. Im Jahr 2014 lagen
die Einnahmen über diese Geldbeträge noch bei
439.378,50 €.

24 Hilf/Zeder in WK StGB2, § 19 VbVG Rz 8; aA Hilf,
VbVG, § 19 Anm 3.

25 Ausführlich zu den Nebenfolgen Jesionek/Birklbauer/
Rauch, Nebenfolgen einer gerichtlichen Verurteilung,
RZ 2012, 4.
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richtlichen Verurteilung eintreten (= „Neben-
folge“), müsste – wenn dies vermieden werden
soll – das Gericht im Urteil die bedingte Nach-
sicht derselben aussprechen (vgl § 44 Abs 2
StGB).26

Dabei stellt sich die Frage, ob es solche Ne-
benfolgen auch bei der Verurteilung eines Ver-
bandes nach dem VbVG gibt, ob also etwa in
einem Materiengesetz geregelt wurde, dass ein
verurteilter Verband ein bestimmtes Gewerbe
oder einen bestimmten Beruf nicht mehr „aus-
üben“ darf.

3.1. „Todesstrafe“ für Verbände?
Aus den Mat zum VbVG geht die Idee des Ge-
setzgebers hervor, „durch entsprechende flankie-
rende Gesetzgebung sicherzustellen […], dass die
zuständigen Verwaltungs- oder Aufsichtsbehör-
den über die erforderlichen Rechtsgrundlagen in
den Materiengesetzen des Verwaltungsrechtes
verfügen, um auf eine Verurteilung eines Verban-
des durch adäquate Maßnahmen reagieren zu
können“; als Beispiel wird der Entzug der Ge-
werbeberechtigung genannt.27 Das Absehen von
der Einführung einer Bestimmung, wonach
über den Verband (als Nebenfolge zur Geld-
buße) zB das Verbot der Führung eines Betrie-
bes verhängt wird, begründen die Mat einerseits
mit den starken Bedenken der Vertreter der
Wirtschaft gegen eine solche „Todesstrafe“, an-
dererseits mit der Aufgabenverteilung zwischen
Gerichten und Verwaltungsbehörden, denn die
Beurteilung der Zweckmäßigkeit über eine sol-
che Nebenfolge soll „besser letzteren überlassen
bleiben“.28

Mit der Einführung des VbVG war daher
keine Implementierung entsprechender Bestim-
mungen in anderen Gesetzen (etwa § 13 GewO)
verbunden.

Soweit ersichtlich sind solche Rechtsgrundla-
gen, die gezielt auf eine Verurteilung eines Ver-
bandes nach dem VbVG Bezug nehmen, nur im
kleinen Bereich eingeführt worden. Allen voran
steht das Außenwirtschaftsgesetz (AußWG),29 in
dem ausdrücklich auf Verurteilungen nach dem
VbVG Bezug genommen wird: Eine Vorausset-
zung für eine Zertifizierung zum Empfang von
Verteidigungsgütern ist die „Erfahrung im ver-
antwortungsvollen Umgang mit Verteidigungsgü-
tern“ (§ 36 Abs 2 Z 1 AußWG) – ein Kriterium
für diese Erfahrung liegt im „Fehlen konkreter
Anhaltspunkte, die Zweifel an der Verlässlichkeit
begründen könnten“, wobei solche Anhalts-
punkte „insbesondere Vorstrafen in den in § 51
Abs 1 Z 1 genannten Rechtsbereichen“ und „auch
solche gemäß dem Verbandsverantwortlichkeits-
gesetz“ sind (§ 36 Abs 2 Z 1 lit d AußWG). Er-
gänzend wird als „Auslöser“ für den Verlust des

Rechts zur Verwendung von Allgemeingeneh-
migungen auch auf eine Verurteilung des Un-
ternehmens nach dem VbVG (anknüpfend an
bestimmte Verstöße, insb gegen § 177a StGB)
abgestellt.30

Eine einschlägige Verurteilung des Unter-
nehmens nach dem VbVG ist daher bereits ex
lege ein Ausschlusskriterium für eine Zertifizie-
rung (§ 36 AußWG) sowie für den Verlust des
Rechts zur Verwendung von Allgemeingeneh-
migungen (§ 60 AußWG).

In anderen Materiengesetzen sucht man sol-
che auf das VbVG abstellenden Regelungen ver-
geblich. Naheliegend wären solche etwa in der
Gewerbeordnung (eine Verurteilung nach dem
VbVG würde zB zu einem Ausschluss der Aus-
übung eines Gewerbes iSd § 13 GewO führen),
im Bankwesengesetz (etwa als Grund für das Er-
löschen einer Konzession nach § 7 BWG) oder
im Bundesvergabegesetz (bspw ein Ausschluss
von Ausschreibungen iSd § 68 BVergG).31 Eine
„Todesstrafe“ für Verbände im Sinne eines
gänzlichen Ausschlusses von einem bestimmten
Berufsfeld ist – außerhalb des AußWG – de lege
lata nicht vorgesehen.

3.2. Zivilrechtliche Folgen
Wenngleich eine gesetzlich festgelegte Bin-
dungswirkung strafgerichtlicher Entscheidun-
gen für die Zivilgerichte seit Aufhebung des
§ 268 ZPO32 durch den VfGH33 fehlt, wirkt nach
stRsp des OGH die materielle Rechtskraft einer
strafgerichtlichen Verurteilung in der Weise,
„dass der Verurteilte das Urteil gegen sich gelten
lassen muss“ und sich daher „niemand im nach-
folgenden Rechtsstreit einer anderen Partei ge-
genüber darauf berufen [kann], dass er eine Tat,
derentwegen er strafgerichtlich verurteilt wurde,
nicht begangen habe“.34 Die Bindungswirkung
bezieht sich auf den Schuldspruch des strafge-

26 Vgl Jesionek/Birklbauer/Rauch, RZ 2012, 4.
27 ErlRV 994 BlgNR 22. GP, 15.
28 ErlRV 994 BlgNR 22. GP, 27.
29 BGBl I 2011/26: Das AußWG 2011 (in Kraft getreten am

1. 10. 2011 bzw 30. 6. 2012) löst das Außenhandelsgesetz
2005 ab und setzt die EU-Richtlinie 2009/43/EG um.

30 Die Allgemeingenehmigungen nach dem AußWG dür-
fen erst „ab Tilgung der maßgeblichen Verurteilungen wie-
der verwendet werden“ (§ 60 Abs 1 letzter Satz AußWG).

31 Siehe dazu Urbanek in Kert/Kodek, HB Wirtschafts-
strafrecht, Rz 2.116; Hahnl, Strafrechtliche Verurtei-
lung und vergaberechtliche Zuverlässigkeit, ecolex
2006, 6 (bezugnehmend auf das Inkrafttreten des
VbVG wird das Fehlen der allgemeinen beruflichen Zu-
verlässigkeit iSd § 68 BVergG 2006 aufgrund einer ein-
schlägigen Verurteilung nach dem VbVG in Aussicht
gestellt – eine solche Rechtsgrundlage wurde aber bis
dato nicht eingeführt); siehe aber Art 106 Abs 1 lit b
und e der Haushaltsordnung für den Gesamthaushalts-
plan der EU, der einen Ausschluss von Verbänden an
Vergabeverfahren vorsieht.

32 § 268 ZPO lautete: „Wenn die Entscheidung von dem
Beweise und der Zurechnung einer strafbaren Handlung
abhängt, ist der Richter an den Inhalt eines hierüber er-
gangenen rechtskräftigen verurteilenden Erkenntnisses
des Strafgerichtes gebunden.“

33 VfGH 12. 10. 1990, G 73/89, BGBl 1990/706 = JBl 1991,
104.

34 Grundlegend OGH (verstS) 17. 10. 1995, 1 Ob 612/95 =
SZ 68/195; zuletzt etwa OGH 29. 9. 2015, 8 Ob 89/15v;
RIS-Justiz RS0074219; dazu zB Bollenberger, Zivilrecht-
liche Folgen einer strafrechtlichen Verurteilung, ÖJZ
2008, 515; Höllwerth in Fasching/Konecny (Hrsg), Zivil-
prozessgesetze II/3, § 191 ZPO Rz 29 ff; Jesionek/Birkl-
bauer/Rauch, RZ 2012, 4 (13).
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richtlichen Urteils, dh nur „auf die den Schuld-
spruch notwendigerweise begründenden Tatsa-
chen“.35 Eine Bindungswirkung hinsichtlich je-
der einzelnen Tatsachenfeststellung des Strafur-
teils (etwa bzgl Tatsachen, die für den
Schuldspruch nicht notwendig sind, sondern al-
lein für die Strafbemessung) binden den Zivil-
richter nicht.36

Wird ein Verband nach dem VbVG verur-
teilt, so besteht im nachfolgenden Zivilprozess
die oben beschriebene Bindungswirkung;37 da-
bei führt eine Verantwortlichkeit nach dem
VbVG aber nicht zwingend zu einer zivilrechtli-
chen Haftung des Verbandes, weil die Voraus-
setzungen für eine Verbandsverantwortlichkeit
nicht jenen für eine (zivilrechtliche) (Repräsen-
tanten-)Haftung entsprechen (so ist etwa nach
§ 3 Abs 1 Z 1 VbVG der Verband auch für Taten
verantwortlich, die zu dessen Gunsten begangen
worden sind – ohne einer Verletzung von den
Verband treffenden Pflichten).38

4. Eintragung von Verurteilungen nach 
dem VbVG im Strafregister?

Grundsätzlich regelt das Strafregistergesetz
1968 die Sammlung und Evidenthaltung von
Entscheidungen österreichischer oder ausländi-
scher Strafgerichte in einem von der Landespo-
lizeidirektion Wien zentral geführten Register.
Die Führung eines eigenen Registers dient pri-
mär der Beurteilung der Gefährlichkeit bzw
Rechtschaffenheit eines Rechtsunterworfenen
unter Berücksichtigung früherer strafbarer
Handlungen.39 Im Bereich des Strafrechts haben
die Einträge in das Strafregister daher gerade bei
der Beurteilung der Tatbegehungsgefahr iSd
§ 173 Abs 2 Z 3 StPO oder aber auch bei der
Strafzumessung große Bedeutung.40

Gegenstand der Aufnahme in das Strafregis-
ter sind Verurteilungen, Entschließungen, Ver-
fügungen, Mitteilungen, Anordnungen, Wei-
sungen sowie Tätigkeitsverbote von in- und aus-
ländischen Strafgerichten.41 Die §§ 2 ff Strafre-
gistergesetz (StRegG) regeln hierzu
abschließend, welche Entscheidungen, Informa-
tionen und Daten in das Strafregister aufzuneh-
men sind. Dabei wird ersichtlich, dass das
StRegG lediglich die Sammlung und Evidenthal-
tung von Entscheidungen vorsieht, die von den
Strafgerichten hinsichtlich natürlicher Personen

ergangen sind. Allen voran stellt § 3 Abs 2
StRegG in Bezug auf den Inhalt der Strafkarten,
mittels derer die Verurteilungen nach Rechts-
kraft von den inländischen Strafgerichten der
Landespolizeidirektion Wien bekannt zu geben
sind, explizit und ausschließlich auf natürliche
Personen ab.

Eine Sammlung von Verurteilungen von
Verbänden nach dem VbVG ist daher im
StRegG de lege lata nicht vorgesehen. Auch er-
scheint fraglich, ob die technische Ausgestal-
tung des Strafregisters, die auf dem StRegG ba-
siert, überhaupt eine Eintragung von Verbands-
verurteilungen erlauben würde. In Anbetracht
von Sinn und Zweck des zentral geführten Straf-
registers, der jedenfalls auch im Bereich des
VbVG von Bedeutung ist, überrascht dieser
Umstand, zumal bereits im Begutachtungsver-
fahren zum VbVG darauf hingewiesen wurde,
dass das StRegG eine Evidenthaltung der Ver-
bandsverurteilungen nicht zulässt und die Auf-
nahme von Verurteilungen von Verbänden in
das Strafregister umfangreiche Änderungen des
Strafregisterprogramms erfordern würde.42 Der
Gesetzgeber hat die Anmerkungen im Begut-
achtungsverfahren zunächst sichtlich ernst ge-
nommen und in den Mat zum VbVG ausdrück-
lich festgehalten, dass Verurteilungen von Ver-
bänden, insb zur Berücksichtigung früherer
Verurteilungen des Verbandes, in ein Register –
naheliegend: in das bereits bestehende Strafre-
gister – aufgenommen werden müssen.43

Den Mat zufolge sollten die erforderlichen
Bestimmungen in einem späteren Schritt erfol-
gen. Die notwendigen Anpassungen im Strafre-
gister- und Tilgungsgesetz an das VbVG wur-
den jedoch bislang vom Gesetzgeber nicht vor-
genommen. Im Unterschied dazu wurde im
FinStrG die Forderung, zur Berücksichtigung
allfälliger früherer Verurteilungen diese in ein
Register aufzunehmen, in § 194b Abs 1 FinStrG,
wonach auch die Daten eines belangten Verban-
des in das Finanzstrafregister aufzunehmen
sind, das zum Zweck der Evidenthaltung von
verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahren
zu führen ist, zeitnahe nach Inkrafttreten des
VbVG umgesetzt.

Unter dem Aspekt der vom Gesetzgeber aus-
drücklich vorgesehenen Vereinheitlichung der
Sammlung und Evidenthaltung von gerichtli-
chen Verurteilungen (die im Übrigen zu begrü-
ßen wäre) sowohl von natürlichen Personen als
auch von Verbänden erscheint es daher geboten,
dass der Gesetzgeber die notwendigen Adaptie-
rungen im Strafregister- und Tilgungsgesetz
vornimmt, zumal das VbVG die Berücksichti-
gung früherer Verurteilungen vorsieht. So
spricht etwa gem § 6 Abs 1 VbVG eine frühere
Verurteilung nach dem VbVG gegen eine be-
dingte Nachsicht der Verbandsgeldbuße.

35 OGH 24. 6. 1997, 5 Ob 105/97w = ÖJZ EvBl 1997/202.
36 OGH ÖJZ EvBl 1997/202.
37 Vgl dazu etwa Grohmann/Scheck, Die bisherige Recht-

sprechung zur Bindung des Strafrichters an entschei-
dungsrelevante Präjudizien im Hinblick auf die Beson-
derheiten des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes, RZ
2007, 234 (234 f); Urbanek in Kert/Kodek, HB Wirt-
schaftsstrafrecht, Rz 2.111 ff.

38 Instruktiv zu den Unterschieden zwischen § 3 VbVG
und der zivilrechtlichen Repräsentantenhaftung Schörg-
hofer, Überlegungen zu den Auswirkungen des VbVG
auf die Deliktshaftung juristischer Personen, ÖJZ 2011,
53 (56 f).

39 Vgl ErlRV 817 BlgNR 11. GP, 5 ff.
40 Kert in WK StPO, Vor StRegG Rz 3.
41 Ausführlich Kert in WK StPO, § 2 StRegG Rz 2 ff.

42 Stellungnahme des BMI, GZ 76.016/468-III/1/a/04;
26/SN-177/ME.

43 ErlRV 994 BlgNR 22. GP, 15.
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Nach § 89m Gerichtsorganisationsgesetz
(GOG) ist zwar eine Registerauskunft über Ein-
tragungen bezüglich Verurteilungen und Er-
mittlungsverfahren gegen einen Verband bei
der Zentralen Staatsanwaltschaft zur Verfol-
gung von Wirtschaftsstrafsachen und Kor-
ruption (WKStA) auf Antrag des betreffenden
Verbandes vorgesehen. Die im Rahmen der
Verfahrensautomation Justiz (VJ) auf Grund-
lage einer Namensabfrage erstellte Auskunft
obliegt dabei aber – im Vergleich zum Strafre-
gister – offenbar keinen Einschränkungen, etwa
in zeitlicher Hinsicht (zB „getilgte“ Verurtei-
lungen).

Da zu erwarten ist, dass Verurteilungen
nach dem VbVG in Zukunft auch in anderen
Materiengesetzen (neben dem AußWG) einen
gesetzlichen Anknüpfungspunkt für be-
stimmte (Rechts-)Folgen darstellen werden,
wäre eine Eintragung von Verbandsverurtei-
lungen in das Strafregister auch für die hierfür
zuständigen Gerichte und Behörden eine we-
sentliche Erleichterung. Allein auf die (justiz-
interne) Dokumentation der Verfahrenserledi-
gungen in der VJ kann dabei nicht abgestellt
werden: Einerseits bestehen weder Regelun-
gen, wann eine frühere Verfahrenserledigung
„getilgt“ und damit aus dem Register endgültig
zu löschen ist, noch ist ein Beschwerderecht
des betroffenen Verbandes hinsichtlich einzel-
ner Eintragungen (wie in § 8 StRegG) vorgese-
hen. Andererseits ergibt sich aus § 89m GOG
nicht, ob nicht auch andere Verfahrenserledi-
gungen, die im VJ-Register eingetragen sind,
auch in der Registerauskunft aufscheinen (Ver-
fahrenseinstellung gem §§ 190 ff StPO bzw
nach § 18 VbVG, diversionelle Erledigung,
Freispruch) und damit über die Evidenthal-
tung im Strafregister hinausgehen.

Durch die Evidenthaltung von Verbandsver-
urteilungen in einem Strafregister könnte auch
in Zukunft vorgesehen werden, dass etwa bei
Vergabeverfahren oder Vertragsverhandlungen
die Vorlage eines den Verband betreffenden
Strafregisterauszugs verlangt wird, ohne dass
damit gleichzeitig über anhängige Ermittlungs-
verfahren zwangsweise informiert werden muss
(Stichwort Unschuldsvermutung).44 Eine zeit-
nahe Anpassung des StRegG im Hinblick auf
Verurteilungen nach dem VbVG wäre aus
diesen Gründen (trotz der in § 89m GOG vorge-
sehenen Registerauskunft für Verbände) jeden-
falls wünschenswert.

5. Compliance- und vertragsrelevante 
Folgewirkungen

5.1. Compliance-relevante Vorgaben des 
Vertragspartners

Es braucht an dieser Stelle wohl nicht darauf
hingewiesen werden, wie sehr sich in den letzten
15 Jahren das Bewusstsein für Compliance ge-
schärft, allenfalls auch erst: gebildet, hat.45 Da-
mit einhergehend haben sich Unternehmen
strengen Vorschriften in deren eigenen Richtli-
nien („Standards“) unterworfen. Für einen nach
dem VbVG verurteilten Vertragspartner kön-
nen diese Richtlinien allenfalls weitreichende
Konsequenzen nach sich ziehen: Wurden ein-
zelne, diesen Standards der Vertragspartner ent-
sprechende Bestimmungen – ausdrücklich oder
konkludent – zum Vertragsinhalt erhoben, so
kann eine solche kriminalstrafrechtliche Verur-
teilung diesen Standards widersprechen und
den Vertragspartner im Einzelfall zur sofortigen
Vertragsauflösung berechtigen.

Aber auch wenn diese, von den Unternehmen
selbst auferlegten Compliance-Regelungen nicht
Vertragsinhalt wurden, kann der Verband – auf-
grund einer solchen Verurteilung nach dem
VbVG des Vertragspartners – dazu angehalten
sein, die geschäftlichen Beziehungen zu beenden,
um nicht seinerseits gegen unternehmensinterne
Richtlinien zu verstoßen.

Auch staatliche Korruptionsvorschriften (zB
UK Bribery Act etc) können dazu führen, dass
der verurteilte Verband von geschäftlichen Ak-
tivitäten in bestimmten Ländern (zB Vertrags-
beziehungen mit ausländischen staatlichen Un-
ternehmen) ausgeschlossen ist.

5.2. Folgewirkungen im Rahmen von 
Vertragsanbahnungen

Fraglich ist, ob im Geschäftsanbahnungsbe-
reich, insb bei Vertragsverhandlungen und der
Teilnahme an privaten und öffentlichen Aus-
schreibungen, Verurteilungen nach dem VbVG
zwingend offenzulegen sind. Nach derzeitiger
Rechtslage ist eine solche Offenlegungspflicht
wohl in jenen Fällen zu bejahen, in denen aus-
drücklich vereinbart wird, den Vertragspartner
über nationale wie internationale „Verurteilun-
gen“ aufzuklären. Diese Offenlegungspflicht
würde dann bspw nicht nur die Verhängung
einer europäischen Kartellgeldbuße oder die
strafrechtliche Verurteilung einer Tochterge-
sellschaft im Ausland umfassen, sondern eben
auch eine Verurteilung nach dem VbVG. Eine
allgemeine Rechtspflicht, den Vertragspartner
über alle Umstände aufzuklären, die auf seinen
Willen zum Abschluss des Vertrags Einfluss ha-
ben könnten, besteht aber nicht.46 In diesem

44 Bleibt die Registerauskunft nach § 89m GOG hingegen
die einzige Möglichkeit, eine „offizielle“ Bestätigung
über Verurteilungen nach dem VbVG zu erhalten, er-
scheint die damit gleichzeitig verbundene Information
über anhängige Ermittlungsverfahren (§ 89 Abs 1 Z 2
GOG) zu weitgehend, insb weil ein Unternehmen be-
reits dann als „belangter Verband“ erfasst werden kann,
wenn lediglich eine Anzeige vorliegt, Ermittlungen von
Seiten der Strafverfolgungsbehörden hingegen noch gar
nicht erfolgt sind.

45 Statt aller vgl etwa dazu Kalss/U. Torggler (Hrsg), Com-
pliance (2016); Lewisch (Hrsg), Zauberwort Compli-
ance? (2012); Petsche/Mair (Hrsg), Handbuch Compli-
ance2 (2012).

46 Welser/Zöchling-Jud, Bürgerliches Recht II14 (2015)
Rz 70 mwN.
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Sinn kann eine grundsätzliche Pflicht, vor bzw
bei Vertragsabschluss den Vertragspartner über
sämtliche solche „Verurteilungen“ aufzuklären,
aus dem allgemeinen Zivilrecht nicht abgeleitet
werden.47

Eine solche Aufklärungspflicht – wenn diese
nicht ausdrücklich vereinbart wurde – könnte
allenfalls für jene Fälle diskutiert werden, in de-
nen der Vertragspartner nach den Grundsätzen
des redlichen Geschäftsverkehrs eine Aufklä-
rung erwarten darf; dies betrifft etwa Umstände
bzgl der persönlichen Eignung eines Vertrags-
partners.48 In diesem Sinn könnte überlegt wer-
den, ob ein Wirtschaftsprüfungsunternehmen,
das wegen „Bilanzfälschung“ zu einer Ver-
bandsgeldbuße verurteilt wurde, einen poten-
ziellen Geschäftspartner (zB ein börsenotiertes
Unternehmen) über diesen Umstand aufzuklä-
ren hätte. Selbst wenn zukünftig Verbandsver-
urteilungen in das Strafregister aufgenommen
würden, wäre eine solche Aufklärungspflicht
weiterhin zu bejahen, weil Einsicht in das Straf-
register (vgl § 10 StRegG für das Strafregister
bzgl natürliche Personen)49 bzw das justizin-
terne VJ-Register50 stets nur das betreffende Un-
ternehmen nehmen könnte.51

5.3. Folgewirkungen bei sonstigen 
bestehenden Vertragsbeziehungen

Bei bestehenden Vertragsbeziehungen, insb
Dauerschuldverhältnissen, ist aus dem allgemei-
nen Zivilrecht ebenso keine Pflicht abzuleiten,
den Vertragspartner über eine nach Vertragsab-
schluss erfolgte Verurteilung zu informieren,
sofern eine solche Informationspflicht nicht
ausdrücklich vereinbart wurde.

Ungeachtet dessen kann eine Aufklärung
des Vertragspartners, schon aus rein faktischen
Gründen, geboten sein: Denn dieser kann uU
eine Verurteilung nach dem VbVG zum Anlass
nehmen, das Dauerschuldverhältnis wegen
wichtigen Grundes aufzukündigen, sofern nach
einer Interessenabwägung die Aufrechterhal-
tung des Schuldverhältnisses für diesen unzu-

mutbar erscheint (insb wegen nachhaltigen
Vertrauensverlustes).52 Erfolgt nun aber die
Aufklärung proaktiv durch das (verurteilte)
Unternehmen, kann ein nachhaltiger Vertrau-
ensverlust allenfalls vermieden werden. Dabei
bestimmt das Unternehmen selbst, welche In-
formationen gegenüber welchen Personen of-
fengelegt werden. Zugleich kann darauf hinge-
wiesen werden, dass der die Verbandsverant-
wortlichkeit auslösende Entscheidungsträger
bzw Mitarbeiter nicht mehr für das Unterneh-
men tätig ist und bereits (erweiterte) Maßnah-
men getroffen werden, um zukünftig unterneh-
mensintern derartige Rechtsverstöße hintanzu-
halten (zB Implementierung bzw Ausbau eines
Compliance-Systems, Mitarbeiterschulungen,
Bestellung eines Compliance Officer usw).

Wenngleich auch bei Informationsweiter-
gabe durch das (verurteilte) Unternehmen
selbst weitreichende negative Konsequenzen
drohen können, scheinen sie im Vergleich zu
einer (allfälligen) „Aufdeckung durch Dritte“
zumindest kontrollierbar.

Gesetzliche Konsequenzen aus einer Ver-
urteilung nach dem VbVG ergeben sich
derzeit nur vereinzelt. Das AußWG ist –
soweit ersichtlich – das einzige Materien-
gesetz, das unmittelbar an eine Verurtei-
lung eine Rechtsfolge knüpft. Weitrei-
chende negative Konsequenzen kann eine
Verbandsverurteilung hingegen für be-
stehende oder zukünftige Vertragsbezie-
hungen haben. Dabei können nicht nur
unternehmensinterne Compliance-Vor-
gaben des Vertragspartners einer (weite-
ren) Geschäftsbeziehung entgegenstehen
(zB Ausschluss eines verurteilten Unter-
nehmens an der Teilnahme von Aus-
schreibungen), eine Verbandsverant-
wortlichkeit kann uU den Vertragspart-
ner sogar aufgrund des damit verbunde-
nen nachhaltigen Vertrauensverlustes zu
einer sofortigen Vertragsauflösung aus
wichtigem Grund berechtigen.

47 ZB OGH 20. 2. 1979, 5 Ob 524/79; dazu Reischauer in
Rummel, ABGB3, Vor §§ 918–933 Rz 14; Welser/
Zöchling-Jud, Bürgerliches Recht II14, Rz 70; jeweils
mwN.

48 Vgl Reischauer in Rummel, ABGB3, Vor §§ 918–933
Rz 14 mN.

49 Kert in WK StPO, § 10 StRegG Rz 9, 11.
50 Zu Registerauskünften von Verurteilungen nach dem

VbVG siehe Pkt 4.
51 Dabei zeigt sich ein wesentlicher Unterschied zu einer

Verurteilung nach § 29 KartG, die gem § 37 KartG in
der öffentlich zugänglichen Ediktsdatei veröffentlicht
wird.

52 Eine Unzumutbarkeit der Fortsetzung des Vertragsver-
hältnisses ergibt sich zB auch bei Wegfall der Geschäfts-
grundlage oder schwerwiegenden Leistungsstörungen;
vgl Welser/Zöchling-Jud, Bürgerliches Recht II14, Rz 33;
Aichberger-Beig in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03,
Rz 4; jeweils mwN.

▶ Auf den Punkt gebracht
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